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Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

gemäß Abschnitt I. Ziffer 1 der "Vereinbarung zwischen Landtag und 
L~ndesregierung über die Unterrichtung des Landtags durch die Lan­
desregierung" übersende ich den Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
überbrückenden Verbesserung der finanziellen Ausstattung der Kinder­
tagesbetreuung (Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes), zu 
dem ich zeitgleich die Verbändeanhärungeinleite. 

Entsprechend der bestehenden Absprachen sind 60 Kopien beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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MFKJKS 

Gesetzentwu rf 
der Landesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur ~berbrückenden Verbesserung dEn fi­
nanziellen Ausstattung der Kindertagesbetreuung 
(Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes) 

A Problem 

Bereits bei der Einführung des pauschalierten Finanzierungssystems mit dem Kin­

derbildungsgesetz zum 1. August 2008 gab es Befürchtungen, dass der jährliche 

Dynamisierungsfaktor von 1,5 Prozent nicht ausreichen werde, die tatsächliche Kos­

tenentwicklung auszugleichen, und dass in der Folge die nicht refinanzierten Steige­

rungen der Kosten der Kindertagesbetreuung zU Einsparungen beim Personale,insatz . 

und zu finanziellen Belastun'gen der Träger führen könnten. Im' Zuge des im Jahre 

2010 begonnenen Revisionsprozesses uild des intensiven Diskurses mit den Vertre~ 

terinnen und Vertretern aus allen betroffenen Bereichen (öffentliche und freie Träger, 

Beschäftigte,· Eltern). bestätigte sich diese Befürchtung. Deshalb sind bis zu einem 

neuenGesetz eine Veränderung der jährlichen Anpassung und eine finanzielle Un­

terstützlmg des Gesamtsystems notwendig. Ferner sind die Angabe zur Höhe des 

Belastungsausgleichs nach dem BAG-JH aufgrund der erhöhten Betreuungszahlen 

von unter dreijährigen Kindern im Rahmen der vorgesehenen jährlichen Überprüfung 

anzupassen und aktuelle Rechtsprechung zu berücksichtigen. 

B Lösung 

Auf der Grundlage der Verständigung mit den Kommunalen Spitzenverbänden kann 
. ' 

,nun entsprechend der durchschnittlichen tatsächlichen Kostenentwicklung, insbe-

sondere der Tarifsteigerungen der letzten Jahre der jährliche Dynamisierungsfaktor 

der Kindpauschalen befristet für die Kindergartenjahre 2016/2017, 2017/2018 und 

2018/2019 auf drei Prozent verdoppelt werden, um ein plurales und qualitatives Leis-
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tungsangebot in der Kindertagesbetreuung auch künftig sicherzustellen. Die Befris­

tung erfolgt, weil in einem gemeinsamen Arbeitsprozess mit den. Beteiligten (Kom­

munen, Trägern, Beschaftigten, Eltern) Eckpunkte einer grundlegend veränderten 

Finanzierungssystematik entwickelt werden, die zu Beginn der nächsten Legislatur­

periode in ein neues Gesetz für Bildung, Erziehung und Betreuung im Elementarbe­

reich eingehen sollen. 

Mit den durch den Wegfall des Betreuungsgeldes frei werdenden Mitteln in Höhe von 

331 Mio. Euro, die der Bund den Ländern in den Jahren 2016 bis 2018 zur Verfü­

gung stellt, unterstützt das Land darüber hinaus in den Kindergartenjahren 

2016/2017 bis 2018/2019 die Träger durch eine zusätzliche Landesförderung zu den 

Kindpauschalen. Dadurch wird die Finanzsituation der Träger und Einrichtungen bis 

zur gesetzlichen Erneuerung stabilisiert. 

Mit der Gesetzesänderung wird schließlich durch Zeitablauf und Rechtsprechung 

notwendig gewordener Aktualisierungsbedarf umgesetzt. 

. Aufgrund des Anstiegs der Setreuungvon unter dreijährigen Kindern wird außerdem 

der Prozentsatz für den Belastungsausgleich nach dem BAG-:-JH angepasst. 

C Alternative 

Keine. 

D Kosten 

Zur vorübergehenden Verdopplung der Steigerungsrate von 1,5 auf drei Prozent für 

die Kindpauschalen in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege stehen die er­

forderlichen Mittel im Landeshaushalt bis zum Kindergartenjahr 2018/2019 zur Ver­

fügung. Die erforderlichen Landesmittel für die Kosten, die sich aus dieser Erhöhung 

der Steigerungsrate für den Belastungsausgleich . nach dem BAG-JH und den Belas­

tungsausgleich für die Elternbeitragsfreiheit im letzten Kindergartenjahr vor der Ein­

$chulung ergeben, stehen im Landeshaushalt ebenfalls zur Verfügung. Im Haushalts­

jahr 2016 sind hierfür insgesamt rd. 13,4 Mio. Euro veranschlagt worden. 
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Der Bund stellt Ländern und Kommunen von 2016 bis 2018 die freiwerdenden Mittel 

aus dem Betreuungsgeld über die Verteilung der Umsatzsteuer zu Verfügung. Im 

Gegensatz zu anderen Ländern setzt das Land die gesamten Mittel aus dem Betreu­

ungsgeld für die frühkindliche Bildung ein. Von den auf Nordrhein-Westfalen entfal­

lenden Mitteln werden befristet in den Kindergartenjahren 2016/2017, 2017/2018 und 

2018/2019 rd. 331 Mio. Euro für die Verbesserung des Finanzierungssystems nach 

dem KiBiz eingesetzt und fließen in einen vorübergehenden Zuschlag auf den durch­

schnittlichen Landesanteil an den Kindpauschalen. 

Schließlich werden auch die erforderlichen Landesmittel für die Kosten, die sich aus 

der Anpassung des Prozentsatzes für den Belastungsausgleich nach dem BAG-JH 

aufgrund des Anstiegs der Betreuung für unter dreijährige Kinder ergeben, im Lan­

deshaushalt 2016 bereitgestellt. 

E Auswirkung auf die kommunale Selbstverwaltung 

Oie Kindertagesbetreuung als pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe der Kommunen . . 

wird durch die Gesetzesänderung nicht verändert. Durch die befristete Erhöhung der 

Jährlichen Steigerungsrate erfolgt angesichts der Kostenentwicklung, insbesondere 

der Personalkosten durch die Tariferhöhungen, lediglich eine Anpassung an die tat­

sächliche Kostenwirklichkeit. So werden die Kommunen bei der Sicherung eines dem 

Subsidiaritätsprinzip entsprechenden Leistungsangebots von freien Trägern und der 

Gewährleistung eines trägerpluralen Angebotes vor Ort unterstützt. 

Durch den ebenfalls befristeten Zuschlag auf die Kindpauschalen werden die Kom­

munen ausschließlich entlastet. 

F Zuständigkeit 

Zuständig ist das Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport, beteiligt 

sind die Staatskanzlei,das Ministerium für Schule und Weiterbildung, das Finanzmi­

nisteriumund das Ministerium für Inneres und Kommunales. 
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G F·inanzielle Auswirkung auf Unternehmen und private Haushalte 

Finanzielle Auswirkungen auf Unternehmen und private Haushalte werden nicht er­

wartet. 

H Gleichstellung von Frau und Mann 

Bei den yorgesehenen Maßnahmen wird nicht nach dem Geschlecht unterschieden. 
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ENTWURF 

Gesetz zur überbrückenden Verbesserung der finanziellen Ausstat­
tung der Kindertagesbetreuung 

(Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes ) 

Artikel 1 

. Das Kinderbildungsgesetz vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 462), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom XXX 2016 (GV. NRW. S. XXX)geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Dem § 19 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

"Die Kindpauschalen erhöhen sich abweichend von Satz 1 in den Kindergarten­

jahren 2016/2017, 2017/2018 und 2018/2019 jährlich um 3 Prozent." 

2. § 20 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Sätze 1 bis 4 werden wie folgt gefasst: 

"Trägern, denen nicht das Eigentum oder das Erbbaurecht am Gebäude der Ein­

richtung zusteht und die nicht wirtschaftlich dem Eigentümer gleichgestellt sind, 

soll neben dem Zuschuss nach Absatz 1 ein zusätzlicher Zuschuss auf der 

Grundlage der zu zahlenden Kaltmiete geleistet werden (Mietzuschuss), soweit 

eine aus Landesmittelnerfolgte Investitionsförderung dem nicht entgegensteht. 

Voraussetzung ist, dass das Mietverhältnis am 28. Februar 2007 bestand. Von 

diesem Mietzuschuss sind ein Betrag von 2 798,13 Euro für jede Gruppe in der 

Tageseinrichtung und der in Absatz 1 zugrunde liegende Eigenanteil des Trägers 

abzuziehen, soweit der Mietzuschuss diese Summe übersteigt. Für den Betrag in 

Satz 3 gilt § 19 Absatz 2 Satz 1 entsprechend." 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

;,Näheres wird durch Rechtsverordnung geregelt." 

3. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe ,,19,96" durch die Angabe ,,22,46" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Das Land gewährt dem Jugendamt in den Kindergartenjahren 2016/2017, 

2017/2018 und 2018/2019 für jedes Kind einen zusätzlichen Zuschuss zu den 

Kindpauschalen pro Kindergartenjahr, dessen Höhe sich je nach Gruppenform 

und Betreuungszeit aus Anlage 3 zu dieser Vorschrift ergibt. Voraussetzung ist, 
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dass das Jugendamt den Zuschuss an die Träger der Einrichtungen seines Be­

zirks weiterleitet." 

. 4. . § 21 b Absatz 2 Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 21 Absatz 3 Satz 4 und Satz 5 gelten entsprechend." 

5. In § 22 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,758" durch die Angabe ,,781" ersetzt. 

6. § 26 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. Art und Höhe zu den Mietzuschüssen sowie Ausilahmen zur Gewährung fest- . 

zusetzen," 

, b) Nummer 2 ~ird wie folgt gefasst: 

,,2. die Zuschüsse nach § 22 Absatz 1 alle zwei Jahre erstmals zum Kindergar­

tenjahr 2018/2019 anzupassen," 

.. 7. Der Anlage 2 zu § 21 wird folgende Anlage ailgefügt: 

"Anlage 3 zu § 21 

Zuschüsse gemäß § 21 Ab- .... . 
satz 2 zu den Kindpauscha,.. Gruppenforrn 1 §ruppen- Gruppen- Kinder mit 
len für die Kindergartenjahre fermll form 111 Behinderung 
2016/2017,2017/2018 und 
2018/2019 .'. 

25 Stunden 112,96 .• ; 232,88 . 83,37 
. 

35 Stunden 1,51,36 312,47 111,29 389,52 

, 

45 Stunden 194,11 400,75 178,36 446,83 
...... 
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Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2016 in Kraft. 

Düsseldorf, den 

Die Landesregierung 

Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Die' Ministerin fürSchule und Weiterbildung 

Der Finanzminister 

Der Minister für Inneres und Kommunales 

Die Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport 
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Begründung 
A Allgemeiner Teil 

Bereits in den heiden bisherigen Revisionsschritten hat das Land zahlreiche rein lan­

desfinanzierte Verbesserungen in der Kindertagesbetreuung vorgenommen. Mit dein 

nunmehrigen Schritt soll die Auskömmlichkeit des bestehenden Systems bis zu einer 

Neustrukturierung des gesamten Finanzierungssystems stabilisiert werden. 

Mit den durch den Wegfall des Betreuungsgeldes frei werdenden Mitteln in Höhe von 

331 Mio. Euro, die der Bund den Ländern in den Jahren 2016 bis 2018 zur Verfü­

gung stellt, unterstützt das Land darüber hinaus in den Kindergartenjahren 

2016/2017 bis 2018/2019 die Träger durch eine zusätzliche Landesförderungzu den 

Kindpauschalen. Dadurch wird die Finanzsituation der Träger und Einrichtungen bis 

zur gesetzlichen Erneuerung stabilisiert. 

Gleichzeitig wird die jährliche Erhöhung der Kindpauschalen für diese drei Kindergar­

tenjahre auf 3 Prozent verdoppelt. Damitwird die reale Kostendynamik in der Tages­

betreuung für Kinder abgebildet. Di.ese Erhöhung kann im paritätischen Finanzie­

rungssystem erfolgen, die kommunalen Spitz~nverbände haben ihre Beteiligung an . 

dieser befristeten Übergangslösung in einer Vereinbarung mit den Koalitionsfraktio­

nen SPD und Bündnis 90lDie Grünen zugesichert. Die Zuschüsse des Landes an 

die Jugendämter für die Betreuung von Kindern in Kindertagespflege werden zum 

Kindergartenjahr 2016/2017 ebenfalls um drei Prozent erhöht. 

Damit dient das Gesetz der Sicherung eines pluralen und qualitativen Leistungsan­

gebotes in der Kindertagesbetreuung. Insbesondere soll so vermieden werden, dass 

nicht refinanzierte Kosten aufgrund der lariferhöhungen der letzten Jahre bei den 

Trägern zu Einsparungen beim Personal führen. Der Personalschlüssel in der Kin­

dertagesbetreuung ist ein Indikator für die Qualität in der frühkindlichen Bildung. 

Deshalb ist es für die Landesregierung ein wichtiges Ziel dieses Änderungsgesetzes 

die Vorgaben des Kinderbildungsgesetzes mit allen Verbesserungen der beiden Re­

visionsschritte in der Praxis zu sichern und Abstriche bei der Personalbesetzung zu 

verhindern .. 
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Ferner wird der Prozentsatz für den· Belastungsausgleich nach dem BAG-:-JH auf­

grund des Anstiegs der Betreuung für unter dreijährige Kinder angepasst. Schließlich. 

. erfolgen kleinere redaktionelle Anpassungen und Klarstellungen, u.a. aufgrund jün­

gerer Rechtsprechung zum ursprünglichen Kinderbildungsgesetz. 

B Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Mit dem neuen. Satz 2 wird eine befristete Übergangsregelung für eine erhöhte jährli­

che Anpassung der Kindpauschalen in den Kindergartenjahren 2016/2017, 

2017/2018 und 2018/2019 geschaffen. Die jährliche Anpassung der Kindpauschalen, 

. die im Gesetz seit Inkrafttreten am 1.8.2008 mit 1,5 Prozent jährlich festgeschrieben 

war, hat 'mit der Entwicklung der tariflichen Vergütung des Per.sonals in der Kinde.rta­

gesbetreuungin den letzten Jahren nicht Schritt gehalten. Deshalb wird ab dem 

1.8.2016 befristet auf die nächsten drei Jahre bis zum Ablallf des Kindergartenjahres 

2018/2019 die jährliche Anpassung der Kindpauschalen in Abstimmung mit dem 

Kommunalen Spitzenverbänden auf drei Prozent angehoben. Land und Kommunale 

Spitzenverbände stimmen darin überein, dass dies unter Berücksichtigung der Ent­

wicklung· der vergangenen Jahre die reale' Kostendynamik abbildet. Dies bedeutet 

keine Festlegung über den Ablauf des Kindergartenjahres 2018/2019 hinaus. 

Zu Nummer 2 

Die Neuformulierung des Satzes 1 und die Ergänzung um Satz 7 berücksichtigen die 

zu der ursprünglichen KiBiz-Regelung in diesem Absatz ergangene Rechtsprechung 

(VG Aachen 8 K 1819/12 vom 28. Oktober 2015). Eine Mietbezuschussung bei mit 

Landesmitteln investiv geförderten Plätzen ist bisher lediglich durch Rechtsverord­

nurig (Durchführungsverordnung KiBiz) ausgeschlossen. Nach Auffassung der 

Rechtsprechung genügen weder der bisherige Satz 1 des Absatzes 2 noch der Wort-. 

laut der bisherigen Verordnungsermächtigung in § 26 Nr. 1, der auf einen Ände­

rungsvorschlag der Fraktionen CDU und FDP im Ausschuss für Generationen, Fami­

lie und Integration zurück, geht, den rechtlichen Anforderungen, um einen Mietzu­

schuss bei Doppelförderung auszuschließen. Bisher enthält die Sollbestimmung des 

Satzes 1 in Absatz 2 keine ausreichende ·Rechtsgn.indlage für den Ausschluss der 
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Leistungsgewährung. Nach der Rechtsprechung bedarf es hierfür einer gesetzlic~en 

Ermächtigungsgrundlage. Diese wird mit der neuen Regelung geschaffen. 

Darüber' hinaus werden mit d~r Neufassung des Satzes 1 die Lesbarkeit, das Ver­

ständnis der folgenden Sätze und alle darauf aufbauenden Regelungen durch die 

Einführung des Begriffes "Mietzuschuss" erleichtert, weil mit dem legaldefinierten 

Begriff im Folgenden nicht immer der komplette Text "zusätzi"icher Zuschuss auf der 

Grundlage der zu zahlenden Kaltmiete" wiederholt werden muss. 

Mit der Neufassung zu Satz 3 wird ebenfalls jüngere Rechtsprechung berücksichtigt: 

Nach wiederholter Rechtsprechung ist der in der Kindpauschalß für Eigentümerein ... 
, . 

richtungen berücksichtigte Erhaltungsaufwand . nicht bzw .. nicht vollumfänglich abzu-

ziehen, wenn es sich um einen mietenden Einrichtungsträger handelt, der keinen 

. oder nur einen geringeren Zuschuss zur Kaltmiete erhält. Urtt i:3enachteiligungen von 

Mietereinrichtungen ohne oder mit ger~ng~mMietzuschu~s künftig auszuschließen, 

darf der Betra~, der Nichteigentüm~rn pro ,Gruppe von da,ni, Kindpauschi:lIen abgezo­

gen wird, hicht größer sein als der Mi~tZyschü~s. 

Die Änderung in Satz 4:~!«3l1t sichert,dass, die Verdopplung des Dynamisierungsfak­

tors bei den KindpausGh~lehtin den näch~ten drei Kindergartenjahren nicht zu einer 

erhöhten Dynamisierung des 'Ap?:ugsbetrages bei Mieteinrichtungen führt., Der Ab­

zugsbetrag Qei mietendEm.Einrichtungsträgern für jede Gruppe wird auch künftig jähr­

lich nur ~.m1ßProzenterhöht und beträgt im Kindergartenjahr 2016/2017 daher 

2882t§~ Euro. 

Zu Nummer,'3 

Zu Buchstabe a) 

Mit der Änderung wird die Anpassungsermäch\tigung nach. § 1 Absatz 3 Nummer 1 
. . 

des Gesetzes zur Regelung des Kostenausgleichs für Aufgaben der öffentlichen Ju-

gendhilfe (Belastungsausgleichsgesetz Jugendhilfe -BAG-JH) im Wege der .gesetzli­

chen Änderung des Prozentsatzes umgesetzt. Der neue Prozentsatz für das Kinder­

gartenjahr 2016/2017 ist das Ergebnis der Überprüfung des Belastungsausgleiches 

nach § 3 Absatz 1 BAG-JH im Jahr 2015. Der höhere Kostenausgleich beruht auf der 
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Erhöhung der Zahlen zur Betreuung unter dreijähriger Kinder, die im Rahmen der 

gesetzlich vorgesehenen jährlichen Überprüfung festgestellt wurde. 

Zu Buchstabe b) 

Die Änderung des Satzes 1 ist zunächst eine Folge des Fristablaufs der bisherigen 

Regelung. 

Mit der Neufassung leistet das Land als Überbrückung ab dem 1.8.2016 bis zum 

Kindergartenjahr 2018/2019 zur Stabilisierung der Finanzierung einem. Zuschlag zu 

den Kindpauschalen. Diese Anhebung ergibt die in der neuen Anlage3zu § 21 aus­

gewiesenen, nach Gruppenform und Betreuungszeit unterschiedlichen Zuschlagsbe­

träge je Kindpauschale. 

Zu Nummer 4 

Die Neufassung ist eine KlarsteIlung zur SichersteIlung der zweckentsprechenden 

Mittelverwendung und beseitigt ein redaktionelles Versehen. In der bisherigen Rege­

lung wurde mit der entsprechenden Anwendbarkeit von § 21 Absatz 3 Satz 5 und 

§ 21a Absatz 2 Satz 5 zwei Mal auf dieselbe Regelung verwiesen, nämlich auf § 21 

Absatz 3 Satz 5. Der Gesetzgeber wollte jedoch genauso wie bei den Mitteln nach 

§ 21a auch für die Zuschüsse für zusätzlichen Sprachförderbedarf sicher stellen, 

dass nicht zweckentsprechend verwendete Mittel zurückzuzahlen und nicht rücklage­

fähigsind. 

Zu Nummer 5 

Mit dem neuen Eurobetrag in Satz 1 wird die zum Kindergartenjahr 2016/2017 an­

stehende Anpassung des jährlichen Landeszuschusses an die Jugendämter für die 

Betreuung' von Kindern in Kindertagespflege . gegenüber dem bisherigen Betrag 

ebenfalls mit einem erhöhten Satz von 3 Prozent angehoben. 

Zu Nummer 6 

Zu Buchstabe a) 

Die Änderung ist eine Folgeänderung zu Nummer 2 und berücksichtigt die zu § 20 

Absatz 2 ergangene Rechtsprechung. In der Rechtsverordnung werden Details zur 

Mietbezuschussung geregelt. 
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Zu Buchstabe b) 

Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung zu Nummer 5. . 

Zu Nummer 7 

Siehe die Begründung zu Nummer 3. 

Die Zusatzförderung des Landes nach Nummer 3, errechnet auf der Basis der zum 

Kindergartenjahr 2016/2017 mit 3 Prozent dynamisierten Kindpau§c~alen in der An­

lage zu § 19, ergibt die in der neuen Anlage 3 zu § 21 ausgewi~Senen, nach Grup­

penform und Betreuungszeit unterschiedlichen, .jährlichen Zuschlagsb~träge je Kind­

pauschale .. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des;Ges.~t~es. 
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. Gegenüberstellung Artikel 1 außer "AnlaQe zu § 19" 

Gesetzentwurf Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-

stimmungen 

Gesetz zur Anderung des Kinderbil- Gesetz zur frühen Bildung und Förderung 
dungsgesetzes von Kindern (Kinderbildungsgesetz 

- KiBiz) - Viertes Gesetz zur Ausführung 
des Kinder- und Jugeildhilfegesetzes 

- 5GB Vill-
Das Kinderbildlingsgesetzvom 30. Oktober 
2007 (GV. NRW. S. 462), geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom XXX 2016 (GV. 
NRW S. XXX), wird wie folgt geändert: . 

§19 .. 
BerechnungsgruhJilage fü,r die Finan-
zierung dör Kindertageseiririchtungen 

Absatz 1 unverändert Absatz 1 unverändert 

(2) Die Kindpauschalen erhöhen sich (2) Die Kindpauschalen erhöhen sich 
jährlich, erstmals für das Kindergarten- jährlich, erstmals für das Kindergarten-

. jahr 2015/2016, um 1,5 Prozent. Die jahr 2015/2016, um 1,5 Prozent. 
Kindpauschalen erhöhen sich abwei,;. 
chend von Satz 1 in den Kindergarten-
jahren 2016/2017, 2017/2018 und 
2018/2019 jährlich um 3 Prozent. 

Absätze 3 bis 6 unverändert 

§ 20 Zuschuss des Jugendamtes 

Absatz 1 unverändert Absatz 1 unverändert 

(2) Trägern,.denen nicht das Eigentum (2) Trägern, denen nicht das Eigentum 
oder das Erbbaurecht am Gebäude der oder das Erbbaurecht am Gebäude der 
Einrichtung zusteht und die nicht wirt- Einrichtung zusteht und die nicht wirt-
schaftlich dem Eigentümer gleichgestellt schaftlich dem Eigentümer gleichgestellt 
sind, soll neben dem Zuschuss nach Ab- sind, soll neben dem Zuschuss nach Ab-
satz 1 ein zusätzlicher Zuschuss auf der satz 1 ein zusätzlicher Zuschuss auf der 
Grundlage der zu zahlenden Kaltmiete Grundlage der zu zahlendenKaltmiete 
geleis~et werden (Mietzuschuss ), soweit geleistet werden. Voraussetzung ist, 
eine aus Landesmitteln erfolgte Investiti- dass das Mietverhältnis am 28. Februar 
onsförderung dem nicht entgegensteht. 2007 bestar)d. Ein Betrag in Höhe von 
Voraussetzung ist, dass das Mietverhält- 2 798,13 Euro für jede Gruppe in der 
nis am 28 .. Februar 2007 bestand. Von Tageseinrichtung und der in Absatz 1 
diesem Mietzuschuss sind ein Betrag zugrunde liegende Eigenariteil des Trä-
von 2 798,13 Euro für jede Gruppe in der gers sind im Wege des Vorabzuges zu .. 
Tageseinrichtung und der in Absatz 1· b~rücksichtigen. Für den Betrag in Satz 
zugrunde liegende Eigenanteil des. Trä- 3 gilt § 19 Abs. 2 entsprechend. Für 
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gers abzuziehen, soweit der Mietzu- Mietverhältnisse, die nach dem in Satz 2 
schuss diese Summe übersteigt. Für den genannten Zeitpunkt begründet werden, 
Betrag in Satz 3 gilt § 19 Absatz 2 Satz 1 ist der Zuschuss nach Satz 1 auf der 
entsprechend. Für Mietverhältnisse, die Grundlage von Pauschalen zu leisten. 
nach dem in Satz 2 genannten Zeitpunkt Abweichend davon kann, wenn nach. 
begründet werden, ist der Zuschuss Abschluss der Verwaltungsvereinbarung 
nach Satz 1 auf der Grundlage von Pau- zum Investitionsprogramm "Kinderbe-
schaien zu leisten. Abweichend davon treuungsfinanzierung 2008 - 2013" am 
kann, wenn nach Abschluss der Verwal;.. 18. Oktober 2007 neue Plätze für unter-
tungsvereinbarung zumlnvestitionspro- dreijährige Kinder geschaffen worden 
gramm "Kinderbetreuungsfinanzierung sind, auch bei Einrichtungen, die im Ei-
2008 - 2013" am 18. Oktober 2007 neue gentum einer juristischenPersön stehen, 
Plätze für unterdreijährige Kinder ge- an der der Träger mehrheitlich beteiligt 
schaffen worden sind, auch bei Einrich- ist, ein Zuschuss zur Kaltmiete gewährt 
bingen, die im Eigentum einer juristi- werden. 
schen Person stehen, an der der Träger 
mehrheitlich beteiligt ist, ein Zuschuss 
zur Kaltmiete gewährt werden. Näheres 
wird durch Rechtsverordnung geregelt. 
Absätze 3 bis 7 unverändert Absätze 3 bis 7 unverändert 

§21 
Lcmdeszusctu.lss für Kindertagesein-

, richtungen . 
,,(1) Das Land gewährt dem Jugendamt (1}Das Laneigewährt dem Jugendamt 
auf der Grundlage einer zum 15. März: aufder Grundlage einer zum 15.· März 
für das im gleichen Kalenderjahr begin:- für das im gleichen Kalenderjahr begin-
nende Kindergartenjahr vorzulegendem nende Kindergartenjahr vorzulegenden 
verbindlichen Mitteilung fürjedes Kind, verbindlichen Mitteilung für jedes Kind, 
das in einer im Bezirk des Jugendamtes das in einer im Bezirk des Jugendamtes 
nach diesem Gesetz gefördertemKinder- nach diesem Gesetz geförderten Kinder-
tageseinrichtung eines Trägers nä9~ § 6 tageseinrichtung eines Trägers nach § 6 
Abs. 1 betreutwerden s611, einen pau- Abs. 1 betreut werden soll, einen pau-
schalierten Züschuss .. DerZljschuss be- schalierten Zuschuss. Der Zuschuss be-
trägt im Fall des trägt im Fall des 

1. §40 Absatz 1 Satz 2: 36,5 Prozent, 1. § 20 Absatz 1 Satz 2: 36,5 Prozent, 

2. § 20Absatz 1 Satz 3: 36,0 Prozent, . 2. § 20 Absatz 1 Satz 3: 36,0 Prozent, 

3. § 20 Absatz tSatz 4: 38,5 Prozent, 3. § 20 Absatz 1 Satz 4: 38,5 Prozent, 

4. § 20 AbsafzfSatz 5: 30,0 Prozent 4. § 20 Absatz 1 Satz 5: 30,OProzent 

der gemäß § 19 gezahlten Kindpauscha- der gemäß § 19 gezahlten Kindpauscha-
le, außer in den Fällen des § 20 Absatz 1 le, außer in den Fällen des § 20 Absatz 1 
Satz 6. Die Vom-Hundert-Sätze in Satz 2 Satz 6. Die Vom-Hundert-Sätze in Satz 2 
erhöhen sich um 22,46 für nach Satz 1 erhöhen sich um 19,96 für nach Satz 1 
zu berücksichtigende Kindpauschalen für zu berücksichtigende Kindpauschalen für 
Kinder im Alter von unter drei Jahren Kinder im Alter von unter drei Jahren 
zum Ausgleich des aufgrund derÄnde- zum Ausgleich des aufgrund der Ände-
rung des Sozialgesetzbuches, Achtes rung des Sozialgesetzbuches, Achtes 
Buch, durch das Gesetz zur Förderung Buch, durch das Gesetz zur Förderung 
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von Kindern unter drei Jahren in Tages- von Kindern unter drei Jahren in Tages-
einrichtungen und in Kindertagespflege einrichtungen und in Kindertagespflege 
vom .10. Dezember 2008 (BGBI. I S. vom 1 O. Dezemb~r 2008 (BGBI. I S. 
2403) notwendigen Ausbaus der Kinder- '2403) notwendigen Ausbaus der Kinder-
tagesbetreuung." tagesbetreuung. 

(2) Das Land gewährt dem Jugendamt in (2) Für jedes Kind, das auf Grund des § 
den Kindergartenjahren 2016/2017, 36 Absatz 2 des Schulgesetzes NRW 
2017/2018 und 2018/2019 für jedes Kind eine zusätzliche Sprachförderung erhält, 
einen zusätzlichen Zuschuss zu den gewährt das Land bis zum 31. Juli 2016 
Kindpauschalen pro Kindergartenjahr, dem Jugendamt bis zum Schuleintritt des 
dessen Höhe sich je nach Gruppenform Kindes einen zusätzlichen Zuschuss in 
und Betreuungszeit aus Anlage 3 zu die- Höhe von 356 Euro pro Kindergartenjahr. 
ser Vorschrift ergibt. Voraussetzung ist, Voraussetzung ist, dass das Jugendamt 
dass das Jugendamt den Zuschuss an den Zuschuss an die Träger der Einrich-
die Träger der Einrichtungen seines Be- tungen seines Bezirks weiterleitet. Die 
zirks weiterleitet. Feststellung der Daten zurSprachförde-

rung wird im Einvernehmen mit dem Mi-
nisterium für Schule und Weiterbildung 
vorgenommen. 

Absätze 3 bis 11 unverändert Absätze 3 bis 11 unverändert 

§ 21b. 
Landeszuschuss für zusätzlichen 

Sprachförderbedarf 
Absatz 1 unverändert Absatz 1 unverändert 

(2) Voraussetzung für diesen Zuschuss (2) Voraussetzung für diesen Zuschuss 
ist, dass das Jugendamt je Einrichtung ist, dass das Jugendamt je Einrichtung 
im Sinne des §16b einen Zuschuss von im Sinne des§ 16b einen Zuschuss von 
mindestens 5 000 Euro weiterleitet. Die mindestens 5 000 Euro weiterleitet. Die 
Kindertageseinrichtung nach § 16b muss Kindertageseinrichtung nach § 16b muss 
als solche in die Jugendhilfeplanung auf- . als solche in die Jugendhilfeplanung auf-
genommen sein. Die Aufnahme in diese genommen sein. Die Aufnahme in diese 
Förderung erfolgt in der Regel für fünf Förderung erfolgt in der Regel für fünf 
Jahre. Das Jugendamt stellt sicher, dass Jahre. Das Jugendamt stellt sicher, dass 
mit diesen Zuschüssen auch die Kinder mit diesen Zuschüssen auch die Kinder 
gefördert werden, bei denen nach § 36 gefördert werden, bei denen nach § 36 
Absatz 2 oder Absatz 3 Schulgesetz Absatz 2 oder Absatz 3 Schulgesetz 
NRW ein zusätzlicher Sprachförderbe- NRW ein zusätzlicher Sprachförderbe-

. darf bescheinigt worden ist. § 21 Absatz darf bescheinigt worden ist. § 21 Absatz 
3 Satz 4 und 5 gelten entsprechend. 3 Satz 5 und § 21 a Absatz 2 Satz 5 geI-

ten entsprechend. 

§ 22 
Landeszuschuss für Kinder in Kinder-

tagespflege 
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(1) Das Land zahlt dem Jugendamt für 
jedes Kind bis zum Schuleintritt in der 
Kindertagespflege einen jährlichen Zu­
schuss in Höhe von 781 Euro, soweit 
nicht für dieses Kind ein. Landeszu­
schuss nach § 21 gewährt wird. Für Kin­
der mit Behinderung oder Kinder; die von 
einer wesentlichen Behinderung bedroht 
sind, und bei denen dies von einem Trä­
ger der Eingliederungshilfe festgestellt 
wurde, erhält das Jugendamt die 
3;9fache Pauschale nach Satz 1. 

Absätze 2 bis 4 unverändert 

Absatz 1 unverändert 

(1) Das Land zahlt dem Jugendamt für 
jedes Kind bis zum Schuleintritt in der 
Kindertagespflege einen jährlichen Zu­
schuss in Höhe von 758 Euro, soweit 
nicht für dieses Kind ein Landeszu­
schuss nach § 21 gewährt wird. Für Kin­
der mit Behinderung oder Kinder, die von 
einer wesentlichen Behinderung bedroht 
sind, und bei denen dies von einem Trä­
ger de.r Eingliederungshilfe festgestellt 
wurde, erhält das JugenQ~mt die 
3,5fache Pauschale n9,~,!JSatz 1. 

Absätze 2 bis 4 unverandert 

........ §2,6 

Verwaltong~verfahren und Durchfüh­
rÜl1g~vorschriften 

Absatz 1· unverändert . 

(2) Die Oberste Landesjugendbehörde .. '(g) Die Oberste Landesjugendbehörde 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung.wird,~rmächtigt; durch Rechtsverordnung 

1. Art und Höhe zu den Mietzuschüssenh Art und Höhe, der Zuschüsse zu den 
. ;.',~ ,;", :: ':". ~ . "" _.-,,', • . -'-'-.. ;., >:.J' :.~' .",._,- ~:~~~:.)r.,? 

sowie Ausnahmen zur Gewährung fe~t-=:';L . Mi~ten festZLisetzen, 

zusetzen, .. ' .. ".' i·~'.~!~;Zuschüsse nach § 22 Absatz 1 alle 
2. die Zuschüsse nach §~~:.Absatz1 ali~, zw~iJähre erstmals zum Kindergarten­
zwei Jahre erstmals zl!,lVU~jndergarten;.;:{ ... \ ;·jahr 2016/2017 anzupassen, 
jahr 2018/2019 anzupa~'s'rt ' <;'i)~lr3':;;'" d N"h V rf h G . . . ..".' ". as a ere zum e a ren zur e-
3. das Nähere zum~Verfahreniur Ge- währung der Landeszuschüsse zu' re-
währung der Landes~ij~~hüsse tu\e- geln, 
geln, ,". ..... . . 

",.;'-,~ . 

4. den ~rpze~t~~t;'~~th;~'~;j;';~bsatz 10 
. für qimJ(lndergartel'lJSihre ab1. August 
201;~~neu fe~~'ulegs1i'~\lVenn er sich im 
Zuge'l~ipe,~~Of)erprüfun'g;des Belastungs­
ausgleich~nach §,4S>Absatz 2 verän-

4. den Prozentsatz nach § 21 Absatz 10 
für die Kindergartenjahre ab 1. August 
2015 neu festzulegen, wenn er sich im 
Zuge einer Überprüfung des Belastungs­
ausgleichs nach § 28 Absatz 2 verän-
dert, . 

dert, .. ~ " .·,<r\':-:~'~-~ 
, 5. Kriterien für das Gütesiegel "Familien-

5. Kriterien fUra~s Gütesiegel "Familien- .zentrum NRW" und das Verfahren zu 
zentrum NRW" und das Verfahren zu seiner Verleihung festzulegen. 
seiner Verleihung festzulegen. 

Für die Rechtsverordnungen nach den 
Nummern 1. bis 4. ist die Zustimmung 
des Finanzministeriums erforderlich. 
Absatz 3 unverändert 

Für die Rechtsverordnungen nach den 
Nummern 1. bis 4. ist die Zustimmung 
des Finanzministeriums erforderlich. 

Absatz 3 unverändert 
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